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Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Mitglieder,

die Überraschung war für alle 

groß, als sich am Wahlabend die 

Notwendigkeit einer Koalition ab-

zeichnete. Mit Freude konnte ich 

als Mitglied des Landesvorstands 

der bayerischen FDP beobachten, 

wie schnell die Liberalen umge-

schaltet haben.

Nur wenige Tage nach der Wahl 

wurden Arbeitskreise für die Vor-

bereitung der Koalitionsgespräche 

gebildet. Für die VLK haben Rolf 

Marquardt, Klaus Breil und ich die 

Wünsche der liberalen Kommu-

nalpolitiker eingebracht. Während 

die CSU noch in die Personalpolitik 

vertieft war, hat die FDP ihre Posi-

tionen für die Verhandlungen fest-

geklopft.

Hilfreich war hierbei auch die Un-

terstützung der FDP-Minister in 

anderen Bundesländern und der 

Bundestagsfraktion.

Mehrfach tagte der Landesvorstand 

und die frisch gewählten Mitglieder 

des bayerischen Landtags vor und 

während der Koalitionsgespräche. 

Für die Verhandlungsführung be-

deutete dies Dauerstress. Doch so 

war der Informations�uss zwischen 

den Verhandlungsführern, dem 

Landesvorstand und der Landtags-

fraktion ständig gegeben.

Hier hat es sich ausgezahlt. Jah-

relang haben die bayerische FDP 

und auch wir Kommunalpolitiker 

intensiv Wahlprogramme und viele 

Arbeitspapiere verfasst. Unzählige 

Spiegelstrich-DIskussionen, Exper-

ten-Zirkel und die berüchtigten 

Hinterzimmer-Debatten machen 

am Ende des Tages einen Sinn.

Der Koalitionsvertrag trägt daher 

eine deutliche liberale Handschrift.  

Aber nicht nur das. Auf den ersten 

Blick mag er einen etwas langwei-

ligen Eindruck hinterlassen. Wer 

genauer hinschaut, sieht viele weit-

reichende Details. Die FDP konn-

te für die Kommunalwahlen das 

Hara-Niemeyer-Verfahren durch-

setzen. Ein einfacher Satz, der für 

die zukünftigen Kommunalwahlen 

nicht nur für die FDP von großer 

Bedeutung ist.

Oder das Thema Breitband: Im Ko-

alitionsvertrag steht ganz schlicht, 

dass eine schnelle Internetverbin-

dung für jeden innerhalb von drei 

Jahren gelöst werden muss. Dafür 

hat sich die VLK ganz besonders 

stark gemacht. Ein einziger Satz, 

der aber sehr wichtig ist. 

Nach gut hundert Tagen in der Re-

gierung kann es nur heißen: Yes 

we can.

Yes we can: Von Null auf Hundert

Wie die bayerische FDP von der außerparlamentarischen Opposition in die Re-
gierungsverantwortung fand. Von Ulrich Bode

Ulrich Bode

Ulrich Bode ist selbständiger Di-

plom-Informatiker, Kreisrat im 

Kreistag Fürstenfeldbruck und 

Referent für IT und neue Medi-

en des Kreistags. Seit 2002 ist er 

Landesvorsitzender der Vereini-

gung Liberaler Kommunalpoliti-

ker in Bayern (VLK).

Ulrich Bode, Vorsitzender der Vereinigung 
Liberaler Kommunalpolitiker in Bayern
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Koalitionsvertrag für die Kommunalpolitik
Im bayerischen Koalitionsvertrag gibt es zahlreiche Bestandteile, die die Kom-
munen unmittelbar betreffen. Eine Zusammenstellung von Ulrich Bode.

Erfreulich häu�g haben sich FDP 

und CSU im Koalitionsvertrag mit 

den Aufgaben der Kommunen 

beschhäftigt.

Als VLK freuen wir uns besonders, 

dass die �ächendeckende Breit-

bandversorgung gemäß Koalitions-

vertrag sichergestellt wird. Auch 

das Hare-Niemeyer-Verfahren wird 

nicht nur liberalen Listen bei den 

Kommunalwahlen helfen.

Zwar �nden sich bei Hochschulen, 

Medien, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz keine spezi�schen 

Kommunalthemen. Jedoch wird 

in zahlreichen anderen politischen 

Themen ausführlich auf die Kom-

munen Bezug genommen. Nach-

stehend sind diese auszugsweise 

dokumentiert:

Haushalt und Staats�nanzen

Wir werden den kommunalen Fi-

nanzausgleich fortführen, damit 

die bayerischen Kommunen auch 

weiterhin im bundesweiten Ver-

gleich �nanziell gut dastehen. 

Das Konnexitätsprinzip schützt die 

Kommunen vor Aufgabenübertra-

gungen ohne angemessenen Fi-

nanzausgleich. (Seite 4)

Wir wollen die Bagatellsteuern, ins-

besondere die Zweitwohnungsteu-

er, im Rahmen der vorgesehenen 

Evaluierung überprüfen. (seite 7)

Zur Gewerbesteuer behalten die 

Koalitionspartner ihre unterschied-

lichen Auffassungen bei. (seite 7)

Bildung

Bei den Grund- und Hauptschu-

len werden wir es Kommunen mit 

mehreren Schulsprengeln durch 

�exible Sprengelregelungen er-

möglichen, Ganz- und Halbtagszü-

ge nach den Bedürfnissen vor Ort 

zu gestalten.

Die Modelle �gebundene� und 

�offene� Form sollen unter staatli-

cher Verantwortung stehen und in 

der �nanziellen Ausstattung ange-

glichen werden.

Das konkrete Angebot, die Aus-

gestaltung und Umsetzung sind 

zusammen mit den Kommunen 

als Sachaufwandsträgern festzule-

gen. Dabei sind die Eltern, ehren-

amtliche/freigemeinnützige Orga-

nisationen sowie die Wirtschaft, 

Handwerk und freie Berufe als Teil 

der aktiven Bürgergesellschaft mit 

einzubeziehen. (Seite 9)

Die Jugendsozialarbeit an Schulen 

wollen wir in Zusammenarbeit mit 

den Kommunen ausbauen. (Seite 

10)

Für die kommunalen Schulen stre-

ben wir eine Erhöhung der Förde-

rung an. (Seite 12)

Wir werden der Zusammenarbeit 

von Kindergarten und Grundschu-

le hohe Priorität einräumen und 

die Rolle des Kindergartens als Bil-

dungseinrichtung stärken. (Seite 

13)

Wir werden die Verzahnung von 

Kindergarten und Grundschule 

gewährleisten, um die Übergänge 

noch �ießender zu gestalten. (Seite 

13)

Wir werden sicherstellen, dass bei 

jedem Kind bereits im ersten Kin-

dergartenjahr getestet wird, ob es 

altersgemäß Deutsch spricht oder 

sprachlich gefördert werden muss. 

(Seite 13)

Wir werden das für die Eltern kos-

tenfreie letzte Kindergartenjahr 

mittelfristig einführen � in Abstim-

mung mit den Kommunen. Unser 

Ziel ist auch, den Anstellungs-

schlüssel von 1:11,5 auf 1:10 und 

die Aus- und Fortbildung von Kin-

derp�eger/innen und Erzieher/in-

nen zu verbessern. (Seite 14)

Kultur

Wir wollen zur weiteren Stärkung 

der kulturellen Bildung ein Netz-

werk aufbauen, das durch die Zu-

sammenarbeit aller Bildungsträger 
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Interesse weckt und Begabungen 

fördert. (Seite 22)

Wirtschaft

Wir werden sicherstellen, dass 

private wirtschaftliche Betätigung 

außerhalb der kommunalen Da-

seinsvorsorge Vorrang vor der 

wirtschaftlichen Betätigung der öf-

fentlichen Hand hat, insbesondere 

durch ein Anhörungsrecht der Be-

troffenen aus Industrie, Handwerk 

und Handel. (Seite 29)

Verkehr

Wir werden unser Staatsstraßen-

netz bedarfsgerecht ausbauen und 

erhalten sowie den kommunalen 

Straßenbau auch künftig ange-

messen fördern. Dazu wird der 

Straßenausbauplan fortgeschrie-

ben. (Seite 32)

Wir wollen den ÖPNV im länd-

lichen Raum gemeinsam mit den 

Kommunen durch intelligente Lö-

sungen weiter stärken (z.B. Busför-

derung, Abstimmung der Fahrplä-

ne). (Seite 32)

Energie

Besonderes Augenmerk legen wir 

auf leistungsfähige kleine und 

mittlere Energieversorgungsun-

ternehmen in kommunalem, ge-

nossenschaftlichem oder privatem 

Eigentum. Denn sie sind wichtig 

für eine bürgernahe und wettbe-

werbsorientierte Strom- und Gas-

versorgung in Bayern. (Seite 35)

Wir bauen gezielt dezentrale Ener-

gieversorgungsstrukturen und die 

Kraft-Wärme-Kopplung aus und 

fördern verstärkt die Entwicklung 

kommunaler Energiekonzepte. 

(Seite 36)

Umwelt

Wir wollen die Flächeninanspruch-

nahme weiterhin reduzieren. Ein 

besonderer Schwerpunkt liegt da-

bei auf der Mobilisierung inner-

örtlicher Potenziale. Dem Bündnis 

für Flächensparen und dem kom-

munalen und interkommunalen 

Flächenmanagement kommt dabei 

hohe Bedeutung zu. (Seite 41)

Wir wollen die Bekämpfung von 

Lärm als eines der wichtigsten 

Umweltprobleme in der Wahrneh-

mung der Bürger verstärken. Dazu 

werden wir u.a. die Kommunen 

bei der Umsetzung der EG-Umge-

bungslärmrichtlinie weiter unter-

stützen und ein Schallschutzfens-

terprogramm für Lärmbrennpunkte 

mit �nanzieller Beteiligung des 

Bundes au�egen. (Seite 41)

Wir werden die Wirksamkeit von 

Umweltzonen überprüfen und ggf. 

Anpassungen vornehmen. Umwelt-

zonen sind neben Maßnahmen zur 

Bekämpfung des Feinstaubs an der 

Quelle, P�anzungen und moderner 

Kehrtechnik ein Beitrag zur Redu-

zierung der Feinstaubbelastung in 

Großstädten. (Seite 41)

Wir werden einen Energie-Atlas 

Bayern erarbeiten, um insbeson-

dere Gemeinden und Landkreisen, 

aber auch privaten Projektträgern 

eine wichtige Hilfestellung zur 

verstärkten Nutzung von erneuer-

baren Energien und von Abwärme 

aus industriellen Prozessen zu ge-

ben. Der Energie-Atlas Bayern soll 

als Grundlage für die Erstellung 

kommunaler Energiekonzepte, die 

Erkennung von Einsparpotenzialen 

und zur Unterstützung der Pla-

nungen privater Nutzer (Hausbau, 

Industrie) dienen. (Seite 41)

Familie und Kinder

Wir werden das Betreuungsan-

gebot für Kinder unter drei Jah-

ren bis Ende 2012 qualitativ und 

quantitativ bedarfsgerecht weiter 

ausbauen. Wir werden mit den 

Trägern von Krippen, Tagesp�ege, 

Kindergärten und Horten sowie 

Ganztagsschulen � im Zusammen-

wirken mit den Kommunen � ein 

verlässliches Betreuungsangebot 

für Kinder im Alter von eins bis 14 

Jahren bereitstellen. (Seite 52)

Auf kommunaler Ebene sind Kin-

der- und Familienstützpunkte zu 

schaffen. (Seite 53)

Wir werden den Kinder- und Ju-

gendschutz weiter optimieren. 

Dazu werden wir zusammen mit 

den Kommunen zusätzliche Stellen 

im Bereich Kinder- und Jugend-

schutz einrichten. Wir werden die 

Kommunen bereits ab 2009 beim 

Aufbau sozialer Frühwarn- und 

Fördersysteme in Form von Koor-

dinierenden Kinderschutzstellen 

�nanziell unterstützen. (Seite 53)

Wir wollen Kinder besser vor Ver-

wahrlosung und gefährlicher Ver-

nachlässigung der elterlichen Sor-

gep�icht schützen. Dazu werden 

wir die präventiven Maßnahmen 

verstärken, u.a. das Hebammen-

projekt �Maja�, die aufsuchende 

Arbeit von Erziehungsberatungs-
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stellen, die niedrigschwellige El-

tern- und Familienbildungsange-

bote in Kindertageseinrichtungen 

sowie die Förderung der �ächen-

deckenden Einführung des erfol-

genden Modellprojekts �Guter 

Start ins Kinderleben� durch die 

Kommunen. (Seite 53)

IInsbesondere sollen Jugendspiel-

einrichtungen im Hinblick auf Lär-

mImmissionen landesrechtlich pri-

vilegiert werden, um vor allem in 

Großstädten Freiräume für junge 

Menschen zu schaffen. (Seite 54)

˜ltere Menschen

Wir wollen im Zusammenwirken 

mit den Kommunen und anderen 

Institutionen bürgerschaftliches 

Engagement ermöglichen, damit 

sich ältere Menschen nach dem 

Berufsleben verstärkt mit ihrer 

Lebenserfahrung und Leistungs-

fähigkeit aktiv in die Gesellschaft 

einbringen können. Insbesondere 

werden wir ein Landesnetzwerk 

für ehrenamtliches Engagement 

schaffen und Freiwilligenagenturen 

stärken. (Seite 55)

Wir unterstützen die Kommunen 

bei Modellprojekten und bei der 

gemeinsamen Entwicklung von Al-

tenhilfekonzepten. (Seite 55)

Kommunen

Die Kommunen als Keimzellen des 

bürgerschaftlichen Engagements 

sollen gestärkt werden. Sie sind das 

gewachsene Fundament unseres 

Staates. Sie sind die ersten und 

wichtigsten Ansprechpartner für 

die Bürger. Über viele Jahrzehnte 

haben die Kommunen bewiesen, 

dass sie durch ihre Ortsnähe und 

die Nähe zum Bürger auch große 

Aufgaben ohne Ein�uss des Staa-

tes bewältigen können. (Seite 56)

Wir überprüfen, ob die Aufgaben-

verteilung zwischen den kommu-

nalen Ebenen (Gemeinden und 

Städte, Landkreise, Bezirke) opti-

miert werden kann. (Seite 57)

Wir werden die kommunale 

Selbstverwaltung stärken. Dazu 

wollen wir weitere Aufgaben aus 

der Staatsverwaltung auf die Kom-

munen übertragen. Eine ressortü-

bergreifende Arbeitsgruppe wird 

in Zusammenarbeit mit den Kom-

munen bis Ende 2009 konkrete 

Vorschläge einschließlich eines 

eventuell erforderlichen Mehrbe-

lastungsausgleichs vorlegen. (Seite 

58)

Wir werden die Einrichtung von 

Modellkommunen prüfen, die es 

Städten, Landkreisen und Kom-

munen erlaubt, innerhalb eines 

gesetzlich zu de�nierenden Rah-

mens nach eigener Entscheidung 

von Landesgesetzen und -verord-

nungen abzuweichen (�Modell-

kommunen�). (Seite 58)

Wir werden in den Wahlgesetzen 

für die Verteilung der Sitze auf die 

Wahlvorschläge in den Gemein-

deräten, Kreistagen und Bezirksta-

gen das �Hare-Niemeyer�-Verfah-

ren einführen. (Seite 59)

Jugendgewalt

Wir werden mit einer besseren 

Vernetzung von Polizei, Justiz, 

Schulen, Eltern und Jugendämtern 

sowie spezialisierten Staatsanwäl-

ten für jugendliche Intensivtäter 

klare Zeichen gegen Jugendgewalt 

setzen. Eine Absenkung des Straf-

mündigkeitsalters lehnen wir ab. 

(Seite 62)

Ehrenamt

Wir werden die Beratung von Kom-

munen zur Schaffung von lokalen 

Anlaufstellen für das Ehrenamt 

weiter fördern. Darüber hinaus 

werden wir in den Kommunen die 

Einrichtung von Koordinationsstel-

len für Freiwilligenarbeit (z. B. über 

landkreisweit tätige Freiwilligena-

genturen) durch eine Anschub�-

nanzierung fördern. (Seite 65)

Wir werden die �ächendeckende 

Einführung von Ehrenamtscards 

unterstützen, die Vergünstigungen 

von Kommunen, Staat, Vereinen 

und Unternehmen vermitteln. Mit 

Ehrenamtscards soll die Tätigkeit 

engagierter Bürger anerkannt wer-

den. (Seite 65)

Integration

Wir werden auch Nicht-EU-Auslän-

dern ein Antrags- und Rederecht 

bei Bürgerversammlungen gewäh-

ren. (Seite 66)

Wir werden die kommunalen Aus-

länderbeiräte fördern und so die 

Integration durch politische Einbin-

dung und Mitwirkungsrechte vor 

Ort unterstützen. (Seite 66)

Link

www.bayern.de
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Bayerische Verkehrsprojekte

Die Koalitionspartner haben sich zahlreiche Verkehrsprojekte vorgenommen. 
Zusammengestellt von Ulrich Bode.

Schienenprojekte
�	Vorrangige Vorhaben des 

Transeuropäischen Netzes Pa-

ris-München-Salzburg-Bratis-

lava/Budapest (beinhaltet die 

Strecke München-Mühldorf-

Freilassing mit besserer Anbin-

dung des bayerischen Chemie-

dreiecks mit durchgehendem 

zweigleisigem Ausbau und 

Elektri�zierung sowie Anbin-

dung von Burghausen und Lü-

ckenschluss nach Österreich) 

sowie Berlin-München-Paler-

mo einschließlich des Zulaufs 

zum Brenner-Basistunnel.

�	Zeitnahe Realisierung der Stre-

cke Augsburg-Neu-Ulm.

�	Elektri�zierung der Strecke 

Nürnberg-Marktredwitz-Gren-

ze D/CZ.

� Aufnahme der Elektri�zierung 

Hof-Regensburg in den vor-

dringlichen Bedarf des Bun-

desverkehrswegeplans und 

zeitnahe Realisierung.

�	Direktverbindung München-

Prag.

�	Elektri�zierung der Strecke 

München-Lindau und Neige-

technikausbau im Allgäu mit 

Fahrzeitverkürzung München-

Zürich auf 3:40 Stunden bis 

2015.

�	Ausbau der Strecke München-

Garmisch-Partenkirchen (auch 

im Hinblick auf die Olympiabe-

werbung 2018).

�	Beschleunigung der Strecke 

München-Passau.

�	Beschleunigung der Strecke 

München-Regensburg.

�	Aufnahme eines Knoten-

projekts München (be-

darfsgerechter Ausbau der 

Infrastruktur für den Schienen-

personen- und Güterverkehr) 

in den vordringlichen Bedarf 

im Bundesverkehrswegeplan.

Straßenprojekte
�	Sechsstrei�ger Ausbau der A 3 

zwischen Aschaffenburg und 

Nürnberg, Regensburg, Passau.

�	Sechsstrei�ger Ausbau der A 

6 zwischen Nürnberg und Ba-

den-Württemberg.

�	Sechsstrei�ger Ausbau der A 

8 zwischen München und Ulm 

sowie Rosenheim und Öster-

reich.

�	Bau der A94 zwischen Mün-

chen und Passau, sobald die 

Entscheidung des Bundesver-

waltungsgerichts vorliegt.

�	Bundesfernstraßen im Raum 

Garmisch-Partenkirchen (für 

den Fall der Olympiade 2018).

�	Achtstrei�ger Ausbau von Ab-

schnitten des Autobahnrings A 

99 östlich von München sowie 

Machbarkeitsstudie A 99 Au-

tobahnsüdring München.

� Bau der B 15 neu, Regensburg-

Landshut-Rosenheim als Auto-

bahnersatz.

Personennahverkehr
�Wir werden das �ächendecken-

de SPNV-Angebot durch zügige 

Ausschreibung weiterer Teilnetze 

verbessern und den Bayern-Takt 

weiterentwickeln.�

�Die SPNV-Wettbewerbspolitik 

aus einer Hand durch die BEG 

hat sich bewährt. Wir wollen 

den ÖPNV im ländlichen Raum 

gemeinsam mit den Kommunen 

durch intelligente Lösungen wei-

ter stärken (z.B. Busförderung, 

Abstimmung der Fahrpläne). Mit 

dem Ausbau des SBahnnetzes 

in München (2. Stammstrecke, 

Verlängerung Wolfratshausen-

Geretsried, Ausbau Pasing-Bu-

chenau, Elektri�zierung Dach-

au-Altomünster) und Nürnberg 

(Strecken nach Ansbach, Neu-

markt, Forchheim, Hartmanns-

hof) sowie den Regio-Schienen-

Takt in Augsburg optimieren wir 

die SPNV-Infrastruktur.�
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Einige Landkreise in Oberbayern 

befassen sich in letzter Zeit intensiv 

mit der Frage, wie sie strategisch 

die Entwicklung ihrer Region auf 

eine zukunftsorientierte Grundlage 

stellen können. So auch der Land-

kreis Weilheim-Schongau, der jetzt 

mit der Vorbereitung des Aufbaus 

eines Regionalmanagements be-

gonnen hat. Zuvor waren dazu die 

notwendigen Beschlüsse im Kreis-

tag mit überwältigender Mehrheit 

gefasst worden. 

Erleichtert wird die Etablierung des 

Regionalmanagements durch das 

Angebot zur Förderung durch den 

Freistaat Bayern unter Federfüh-

rung durch das Bayerische Wirt-

schaftsministerium. Und Staatsmi-

nister für Wirtschaft, Infrastruktur, 

Verkehr und Technologie ist seit 

einigen Wochen Martin Zeil (FDP).  

Das Projekt wird im Rahmen der 

zweiten Säule der �Allianz Bayern 

Innovativ� unterstützt. 

Gefördert wird durch einen fünfzig 

Prozent Zuschuss zu den Personal-

kosten über einen Zeitraum von 

drei Jahren der Regionalmanager 

als Leiter dieses Aufgabenbereichs 

zuzüglich von Kosten für eine Hilfs-

kraft. Und Voraussetzung für einen 

Förderantrag beim Ministerium ist 

die Erstellung eines integrierten 

Handlungskonzeptes. 

Die Funktion des Landkreises wird 

die Übernahme der Trägerschaft 

als koordinierendes Zentrum eines 

Netzwerkes mit weiteren Partnern 

aus den Bereichen Wirtschaft, Ge-

sellschaft und Politik sein. 

Dazu sind als erstes die Ziele des 

Regionalmanagements zu de�nie-

ren. 

Beispielhaft haben für den Land-

kreis Weilheim-Schongau Land-

rat Dr. Friedrich Zeller (SPD) und 

die Leiterin der Stabstelle Wirt-

schaftsförderung Justina Eibl ein 

Zieltableau erarbeitet: 

�	Die vorhandene Vernetzung der 

wirtschaftlichen Akteure in der 

Region herausarbeiten und ge-

zielt weiter zu entwickeln,

�	die strategische Entwicklung des 

Landkreises als Wirtschaftsstand-

ort voran zu treiben,

�	Strategien für den Landkreis 

Weilheim-Schongau zu entwi-

ckeln, um die mit der �Energie-

wende Pfaffenwinkel� verbunde-

nen Potenziale und Perspektiven 

aufzuzeigen, im Bewusstsein der 

Bevölkerung zu verankern, sowie 

die für eine nachhaltige Siche-

rung erforderlichen Maßnahmen 

zu ergreifen,

Einführung eines Regionalmanagements 

Große Resonanz gab es bei der vorbereitenden Strategiekonferenz in Weilheim-
Schongau.  Von Klaus Breil, Kreisrat.

Klaus Breil
Kreisrat im Landkreis Weilheim-Schon-
gau

Stv. Landesvorsitzender in Bayern und 
Stv. Bundesvorsitzender der VLK

Mitglied  des Landesvorstands der bay-
erischen FDP

Wirtschafts- und Energiepolitischer 
Sprecher der bayerischen FDP

Mitglied im Finanzausschuss, im Aus-
schuss für Energie-, Umwelt- und Kli-
mafragen und Landwirtschaft, sowie im 
Arbeitskreis Wirtschaftsförderung der 
bayerischen FDP.
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�	Ansätze / Lösungen aufzuzeigen 

für die Stärkung des regionalen 

Arbeitsmarktes, v. a. unter dem 

Aspekt �Fachkräftemangel� 

insbesondere unter Miteinbe-

ziehung bereits vorhandener 

Einrichtungen / Projekte im Bil-

dungsbereich,

�	die Position des Landkreises 

Weilheim-Schongau innerhalb 

der Europäischen Metropolre-

gion München auszuloten und 

nachhaltig zu sichern,

�	die wirtschaftliche und touristi-

sche Entwicklung des Landkreises 

aktiv zu fördern unter Einbezie-

hung einer naturverträglichen 

Nutzung der Kulturlandschaft,

�	die Möglichkeiten für einen ver-

träglichen Ausbau des Tourismus 

auszuloten,

�	die Möglichkeiten für den Aus-

bau des ÖPNV und des schie-

nengebundenen Personennah-

verkehr SPNV zu eruieren und 

entsprechende Maßnahmen vor-

an zu treiben,

�	die zukunftsorientierte Entwick-

lung des ländlichen Raumes zu 

betreiben.

In einer Sondierungsphase wurde 

in den letzten Wochen ein regi-

onal bedeutendes Fachbüro zur 

Vorbereitung des Projektes beauf-

tragt. Dessen erste Aufgabe war 

die Analyse der Stärken, Schwä-

chen, Chancen und Risiken des 

Landkreises als Wirtschaftsraum. 

Danach folgte ein Workshop mit 

Entscheidungsträgern aus Politik 

und Verbänden zu den Chancen-

feldern für die Entwicklung des 

Landkreises. All dies wurde im No-

vember durchgezogen.

Damit konnte am 12. Dezember 

2008 in Weilheim eine eintägige 

Strategiekonferenz zur Erarbeitung 

von Zielen, Strategien und Projekt-

ideen zu den ausgewählten sechs 

Handlungsfeldern abgehalten wer-

den. 

Mit über 60 Anmeldungen war 

die Resonanz auf die Einladungen 

außerordentlich, gar unerwartet 

groß und erfreulich. Bis zu acht 

Teilnehmer waren aus Gründen 

der Arbeitsökonomie für die sechs 

Arbeitsgruppen vorgesehen. Auf-

grund der zahlreichen Anmel-

dungen mussten einige Gruppen 

für die Arbeit geteilt und die Er-

gebnisse dann zusammengeführt 

werden. Wie gewünscht kamen 

die Teilnehmer aus allen Gruppen 

der Gesellschaft, wie Politik, Wirt-

schaft, Verbände, Bildung, Wissen-

schaft und Soziale Einrichtungen 

zur Arbeit in den Handlungs-

feldern: 

�	Landschaftserlebnis, naturver-

träglicher Tourismus und Kultur,

�	Öffentlicher Verkehr, Mobilität 

und Erreichbarkeit,

�	Demographischer Wandel und 

Zukunft des ländlichen Raum,

�	Fachkräfte, Bildung, Arbeits-

markt,

�	Kooperation, Identi�kation und 

Identität,

�	Energiewende, Erneuerbare En-

ergien.

Die Zusammensetzung der Teil-

nehmer zeigte auch tatsächlich 

einen Querschnitt aus denen sich 

das �System� Landkreis Weilheim-

Schongau in den Themenfeldern 

zusammensetzt. 

Die Aufgabe der Arbeitsgruppen 

war 

�	Konsolidierung der Stärken und 

Schwächen einer Stoffsamlungs-

Vorlage,

�	Chancenfelder und Handlungs-

bedarfe,

�	Ideensammlung  - Der Weg zum 

Erfolg,

�	Ausgewählte Projektbeschrei-

bungen,

�	Präsentation der Maßnahmen im 

Plenum.

Die Arbeitsergebnisse waren so 

konkret und reichhaltig, dass jetzt 

als nächstes ein Integriertes Hand-

lungskonzept bereits im Januar 

2009 vorgestellt werden kann, um 

damit die Einstellung eines/r Regio-

nalmanagers/in vorzubereiten. 

Landkreis 
Weilheim-Schongau
Der Landkreis Weilheim-Schon-

gau liegt im südwestlichen Teil 

Oberbayerns an der Grenze zum 

Regierungsbezirk Schwaben.

Der Landkreis Weilheim-Schon-

gau hat 20 Naturschutz- und 18 

Landschaftsschutzgebiete.

Dem Landkreis Weilheim-Schon-

gau gehören 34 Gemeinden mit 

131.146 Einwohnern an.

Seit 1. Mai 2008 ist Dr. Friedrich 

Zeller (SPD) Landrat des Land-

kreises Weilheim-Schongau. 

Dem Kreistag gehören zwei 

Kreisräte der FDP an.
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Initiative der Landtagsfraktion:
Kommunalwahl und Europawahl auf einen 
Termin zusammenlegen

Die Fraktion arbeitet an einer Initative die Kommunalwahl und die Europawahl 
ab 2014 zusammenzulegen. Am 25.4.2009 will sie liberale Kommunalpolitiker 
zu einem Kongress einladen. Von Jörg Rohde, MdL.

Liebe Kommunalpolitikerinnen und 

Kommunalpolitiker! 

Zur aktuellen kommunalpolitischen 

Initiative der Zusammenlegung von 

Europa- und Kommunalwahlen 

habe ich Ihnen ein Aktionspaket 

zur Ihrer eigenen Verwendung zu-

sammen gestellt. 

Die FDP-Landtagsfraktion plant am 

25.4.2009 die liberalen Kommu-

nalpolitikerinnen und Kommunal-

politiker sowie die Vertreter der 

kommunalen Spitzenverbände zu 

einem kommunalpolitischen Kon-

gress einzuladen mit dem Ziel, das 

Thema nach eingehender Diskussi-

on in eine parlamentarische Initia-

tive zu verwandeln.

In acht Bundesländern werden die 

Räte und das Europaparlament 

am selben Tag gewählt, in Rhein-

land-Pfalz geschieht dies schon seit 

1979. Nach NRW soll nun auch die 

CSU/FDP-Regierung in Bayern mit 

einem entsprechenden Gesetzent-

wurf folgen.

Im Aktionspaket �nden Sie eine 

Musteranfrage, eine Muster-Pres-

seerklärung und eine Liste der Pro- 

und Contra-Argumente.

Je nach dem, ob Sie diese Anfrage 

über die Fraktion, den Kreisrat, den 

Kreisvorsitzenden oder gegebenen-

falls gemeinsam stellen, wäre der 

Mustertext entsprechend anzupas-

sen. Gleiches gilt natürlich auch für 

die Muster-Pressemitteilung.

Wie alles im Leben gibt es nicht 

nur sehr gute Gründe für die Zu-

sammenlegung der beiden Wahl-

en, sondern auch das eine oder 

andere Gegenargument. Damit 

Sie für etwaige Diskussion gut vor-

bereitet sind, habe ich Ihnen die 

Argumente nebenstehend zusam-

mengestellt.

Vielleicht fallen Ihnen noch wei-

tere Argumente ein. Sie können 

mir diese gerne als Sprecher für 

Kommunales der Landtagsfraktion 

zusenden. 

Schreiben Sie mir an:

Jörg Rohde, MdL

Maximilianeum 

81627 München

Telefon: 089/ 4126 2834

Telefax: 089/ 4126 1834

E-Mail: info@joerg-roh.de

Viel Erfolg!

Ihr Jörg Rohde

Jörg Rohde, MdL
Vizepräsident des bayerischen Landtags

Sprecher für Kommunales und Arbeits-
marktpolitik der Landtagsfraktion

Kreisrat im Landkreis Erlangen-
Höchstadt
Bezirksvorsitzender der FDP Mittelfran-
ken
Vorsitzender des LFA Arbeit & Soziales 
der bay. FDP
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Pro-Argumente Contra-Argumente

Bürgerfreundliche Ausgestaltung der Wahlter-

mine.

Wahl von 5 Gremien/Institutionen führt zu einer unü-

bersichtlichen Stimmzettelfülle. Es sind dann zu wäh-

len: Bürgermeister/in, Stadt-/Gemeinderat, Landrat/

Landrätin, Kreistag, Europawahl

Ein gemeinsamer Wahltermin hat zur Folge, dass 

die Wählerinnen und Wähler nur noch einmal die 

Wahllokale aufsuchen müssen.

Alleinstellungsmerkmal der Kommunalwahl entfällt.

Europa- und Kommunalwahl haben weitgehend 

die gleichen Adressaten, da bei beiden Wahlen 

(auch) die EU-Bürger wahlberechtigt sind.

Längere Amtzeiten der OBs wie auch der Räte erhö-

hen allein schon aus versorgungstechnischen Gesichts-

punkten die Attraktivität eines kommunalen Engage-

ments.

Zunahme der allgemeinen Wahlbeteiligung zu er-

warten.

Längere Amtzeiten erhöhen die Unabhängigkeit der 

Bürgermeister gegenüber ihren Parteien.

Positiver Ausstrahlungseffekt auf andere EU-Mit-

gliedsstaaten.

Längere Amtzeiten kommen allgemein durch die hö-

here Attraktivität einer Kandidatur der Professionalisie-

rung der Kommunalpolitik zu Gute.

Die Verkürzung der Wahlperiode um ein Jahr er-

höht die demokratischen Mitbestimmungsmög-

lichkeiten der Bayerischen Bürger und grenzt den 

�Herrschaftsanspruch� sogenannter Sonnenkö-

nige ein.

Die Einarbeitungszeit von Bürgermeistern und Räten 

gerade in großen Kommunen ist sehr lang. Eine kürze-

re Amtszeit verkürzt auch den Nutzen der Einarbei-

tung.

Organisatorische und �nanzielle Entlastung der 

Kommunen: Bei Wahlzusammenlegungen ent-

fallen nicht nur Wahltermine sondern auch viele 

Wahlhandlungen, die ansonsten mehrfach vorzu-

nehmen wären. 

Vermischung von Legislative (Europaparlament) und 

Exekutive.

Die ehrenamtlichen Mitglieder der Wahlvorstände 

müssen nur einmal gewonnen werden.

Übergeordnete Wahlentscheidung bezüglich des Eu-

ropaparlements könnte die lokalen Ergebnisse beein-

�ussen.

Anders als bei getrennten allgemeinen Kommu-

nalwahlen erstattet der Bund anteilig bestimmte 

Kosten der Europawahl (§ 25 Abs. 1 EuWG i.v.m. 

§ 50 Abs. 2 BWG). Für Bayern sind das über 9 Mio. 

Euro.

Lokale Wählergruppen sind nicht an der Europawahl 

beteiligt und können im Gegensatz zu Parteien nicht 

von übergeordneter Wahlwerbung pro�tieren.

Andere Bundesländer praktizieren die Zusammen-

legung bereits: Baden-Württemberg, Mecklenburg-

Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-

Pfalz, Teile Sachsen-Anhalts, Teile Sachsens und 

Thüringen.

Risiko, wenn auch gering, dass das Europaparlement 

vorzeitig aufgelöst wird.
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Sehr geehrter Herr Landrat, / Sehr geehrte Frau Landrätin,

 

in diesem Jahr stehen in unserem Landkreis mehrere bedeutende Wahlen an. Um zukünftig Wahlen so ef�zi-

ent wie möglich zu gestalten, möchten wir Sie um einige Informationen bitten.

Gerade im Vorfeld von Wahlen gibt es immer wieder eine öffentliche Diskussion über die Zusammenlegung 

von Wahlterminen. Wir wären Ihnen daher sehr dankbar, wenn wir bei der Beantwortung folgender Fragen 

auf Ihre Erfahrung und Ihr Entgegenkommen setzen könnten.

Bitte lassen Sie allen Fraktionen im Kreistag bis zur nächsten Kreistagssitzung freundlicherweise die Antwor-

ten auf folgende Fragen zukommen:

1. Wie hoch waren die Kosten, welche unserem Landkreis für die Durchführung der Kommunalwahl 2008 

entstanden sind? (Landratswahl, Kreistagswahl) 

2. Wie hoch waren schätzungsweise die Kosten, welche den Städten und Gemeinden in unserem Landkreis 

für die Durchführung der Kommunalwahl 2008 entstanden sind? (Bürgermeisterwahlen, Stadtrats- und Ge-

meinderatswahlen) 

3. Wie hoch waren die Kosten, welche unserem Landkreis für die Durchführung der Europawahl 2004 ent-

standen sind? 

4. Wie hoch waren schätzungsweise die Kosten, welche den Städten und Gemeinden im Landkreis für die 

Durchführung der Europawahl 2004 entstanden sind? 

5. Wie hoch waren die Erstattungen, welche der Bund den Städten, Gemeinden und dem Landkreis für die 

Durchführung der Europawahl 2004 hat zukommen lassen? 

6. Wie hoch ist das Budget der Städte, Gemeinden und des Landkreises für die Durchführung der Europawahl 

2009? 

7. Mit welcher Höhe der Erstattungen durch den Bund rechnen die Städte, Gemeinden und der Landkreis bei 

der Durchführung der Europawahl 2009? 

8. Wie hoch könnten die Einsparungen bei der Durchführung der Wahlen im Jahr 2014 für die Städte, Ge-

meinden und den Landkreis sein, wenn die Kommunalwahl und die Europawahl gemeinsam an einem Tag 

durchgeführt würden? 

Mit freundlichen Grüßen

Musteranfrage

für die Zusammenlegung der Kommunalwahl und Europawahl
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Der FDP-Kreisvorsitzende XY des Kreisverbandes Z fordert die Europa- und Kommunalwahl ab dem Jahr 2014 

gemeinsam an einem Tag statt�nden zu lassen.

Unterstützung erhält XY dabei von dem Kommunalpolitischen Sprecher der FDP-Landtagsfraktion im Baye-

rischen Landtag, Jörg Rohde. 

Die Zusammenlegung von Kommunal- und Europawahl führe zu einer bürgerfreundlichen und nachhaltigen 

Lösung: �Die dauerhafte Kopplung von Europa- und Kommunalwahl bietet viele Vorzüge. Sie ist ein längst 

überfälliger Schritt hin zur Entzerrung des Wahlmarathons und eine wirkungsvolle Maßnahme, einer sinkenden 

Wahlbeteiligung der Bürger zu begegnen.

Um zukünftig beide Wahlen dauerhaft gemeinsam durchführen zu können, müssten lediglich die entspre-

chenden Wahlgesetze im Landtag geändert werden, so dass ab 2014 die Amtszeit aller kommunalen Mandats-

träger fünf Jahre beträgt.

Für die bayerischen Kommunen würde die Zusammenlegung spürbare Kosteneinsparungen mit sich bringen, 

da mit dem Verp�egungsgeld für die Wahlhelfer der wesentliche Teil der Kosten nur noch einmal anfallen wür-

de. Weil diese Kosten bei den Europawahlen ohnehin vom Bund getragen werden, könnten die bayerischen 

Kommunen das eingesparte Geld in sinnvolle Projekte wie die Renovierung von Kindergärten, den Bau von 

Spielplätzen oder andere bürgerfreundliche Aufgaben verwenden�, so XY. 

Großen Anklang �ndet XY·s Vorschlag nicht zuletzt bei den ehrenamtlich in der Kommunalpolitik engagier-

ten Bürgerinnen und Bürgern. Diese verweisen darauf, dass eine Zusammenlegung der Wahltermine zu einer 

Aufwertung der Kommunalwahlen führen würde und somit die Bedeutung der Kommunalpolitik und ihr per-

sönliches Engagement entsprechend gewürdigt werde. Gleichzeitig möchte die FDP hiermit einen Beitrag zur 

Integration von EU-Bürgern leisten, damit diese einen zusätzlichen Anreiz erhalten, auch zur Kommunalwahl 

an die zu Urne gehen. 

XY: �In acht Bundesländern werden die Räte und das Europaparlament am selben Tag gewählt, in Rheinland-

Pfalz geschieht dies schon seit 1979. Nach NRW soll nun auch die CSU/FDP-Regierung in Bayern mit einem 

entsprechenden Gesetzentwurf folgen.�

Die FDP-Landtagsfraktion wird im Frühjahr zu diesem und anderen kommunalpolitischen Themen einen Kon-

gress für die liberalen Kommunalpolitiker im Münchner Maximilianeum durchführen.

Muster-Pressemitteilung

Passen Sie den Text nach den lokalen Notwendigkeiten an.
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Verleihung der Thomas-Dehler-Nadel an Peter 
Jacobi am 5. September 2008 in Rödental

Von Ulrich Bode

Peter Jacobi erhielt die Thomas-

Dehler-Nadel aus den Händen von 

Hermann Rind, Präsident der Tho-

mas-Dehler-Stiftung, überreicht. 

Die Thomas-Dehler-Nadel wird von 

der VLK und der Thomas-Dehler-

Stiftung gemeinsam für besondere 

Verdienste in der Kommunalpolitik 

verliehen.

Horst Friedrich, Bundestagsab-

geordneter aus Oberfranken, be-

schrieb Peter Jacobi in der Laudatio 

als eine vielfältige Persönlichkeit, 

der von Musik geprägt ist.

Das außergewöhnlich hohe ehren-

amtliche Engagement des ehema-

ligen Lehrers lobte auch Thomas 

Hacker, Vorsitzender der oberfrän-

kischen FDP.

Seit acht Jahren kümmert Peter Ja-

cobi sich als Präsident des �Landes-

verbands Singen und Musizieren in 

Bayern e.V.� um das nichtberufs-

mäßige Musizieren instrumentaler 

oder vokaler Art in Bayern. Auch 

als Präsident des Fränkischen Sän-

gerbundes, Vizepräsident des Bay-

erischen Musikrats, im Stiftungsrat 

des Bayerischen Musikfonds und 

zahlreichen weiteren Organisati-

onen setzt er sich für Musik ein.

Peter Jacobi wurde am 27. Janu-

ar 1945 in Coburg geboren. Nach 

seinem Studium an der Pädago-

gischen Hochschule Bayreuth war 

er von 1976 bis 2007 Lehrer und 

Konrektor an verschiedenen Schu-

len im Coburger Land.

Von 1972 bis 1992 gehörte er dem 

Gemeinderat von Dör�es-Esbach 

an, die ersten sechs Jahre sogar als 

Zweiter Bürgermeister. 

Als Kreisrat wirkte Peter Jacobi 

1984 bis 2002, als stellvertretender 

Landrat 1990 bis 1996.

1978 bis 1982 gehörte er der Land-

tagsfraktion im Maximilaneum an. 

Bezirksvorsitzender der oberfrän-

kischen FDP war er 1976 bis 1984.

Für seine Verdienste um den Frei-

staat Bayern und das bayerische 

Volk wurde Jacobi am 5. Juli 2006 

vom Bayerischen Ministerpräsi-

denten Edmund Stoiber mit dem 

Bayerischen Verdienstorden ausge-

zeichnet.

Peter Jacobi ist seit 1967 verhei-

ratet und hat mit seiner Frau Rita 

eine Tochter und einen Sohn.

Peter Jacobi dankte allen für die 

Auszeichnung. Politik sei für ihn 

nie Selbstzweck gewesen. Es habe 

immer dem gesunden Menschen-

verstand zu seinem Recht verhel-

fen wollen. In bester liberaler Tra-

dition ging er dafür auch Kon�ikte 

mit seiner eigenen Partei nicht aus 

dem Weg. Peter Jacobi: �Wer noch 

niemandem auf die Füße getreten 

hat, wird sich auch nicht nach vor-

ne bewegen.�

Peter Jacobi (rechts) erhält aus den Händen von Hermann Rind, Präsident der Thomas-Deh-
ler-Stiftung, die Urkunde überreicht.
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Ach ja, da gibt es doch noch etwas 

in eigener Sache zu berichten. Im 

Landtagswahlkampf und den an-

schließenden Ereignissen ist es et-

was untergegangen. Aber die VLK 

hat einen neuen Vorstand.

Am 5.7.2008 hatten sich die Mit-

glieder in den Bürgerstuben zu 

Garching eingefunden.

Zum Landesvorsitzenden wurde 

wieder Ulrich Bode gewählt.

Gleichberechtigte Stellvertreter 

sind: Klaus Breil, Johann Saalbaum 

und Horst Meierhofer, MdB. Der 

Bundestagsabgeordnete Horst 

Meierhofer rückt damit für Frede-

rike Hansen als Stellvertreter nach. 

Frau Hansen wollte aus Altersgrün-

den nicht mehr antreten. Der Vor-

stand bedankte sich bei Ihr für viele 

Jahre tatkräftige Unterstützung.

Neuer Schriftführer ist Fritz Haugg, 

Gemeinderat in Planegg.

Schatzmeister bleibt weiterhin 

Bernd Traut, Gemeinderat in 

Grafrath.

Die Aufgabe des Pressesprechers 

übernimmt weiterhin Alexander 

Spörr.

Fünf Beisitzer wurden gewählt.

Volkmar Dietz, Kurt Sieber, Dr. Mi-

chael Mattar, Tobias Thalhammer, 

MdL, Jutta Herzner-Tomei

Die Kassenprüfung werden wieder 

Karl-Dietrich Danz und Rolf Mar-

quardt durchführen.

Delegierte für die Bundesdelegier-

tenversammlung sind Ulrich Bode, 

Klaus Breil, Volkmar Dietz, Johann 

Saalbaum und Fritz Haugg.

Der Vorstand der VLK: Bernd Traut, Michael Mattar, Volkmar Dietz, Jutta Herzner-Tomei, Ulrich Bode, Klaus Breil, Fritz Haugg, Horst Mei-
erhofer (von links nach rechts).

Horst Meierhofer neuer Stellvertreter
Michael Mattar im Vorstand

Mitglieder wählten neuen Vorstand
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Das Fachorgan der Bundesvereinigung Li-
beraler Kommunalpolitiker (VLK)

�das rathaus� ist die regelmäßige Lektüre wesent-

licher Entscheidungsträger in Politik, Wirtschaft und 

Kultur sowohl im kommunalen Bereich als auch auf 

Landes- und Bundesebene.

Erscheinungsweise
Das Rathaus erscheint im 2-Monat-Rhythmus. Jede 

Ausgabe hat ein Schwerpunktthema.

Abonnement-Preis
EUR 47,24 inkl. Versandkosten (Inland) und MwSt.

Kündigungsfrist
3 Monate zum Jahresende.

Bei Abrechnung über die Geschäftsstelle der VLK 

Bayern ist das Jahresabonnement �das rathaus� für 

VLK-Mitglieder zum Sonderpreis von EUR 31,00 inkl. 

Versandkosten und MwSt. erhältlich.

www.das-rathaus.info

Mitglied werden 
bei der VLK
Sie sind kommunalpolitisch aktiv?

Oder Sie wollen es werden?

Dann sind Sie bei der VLK genau richtig!

Die VLK ist DIE liberale Vereinigung für Kommunal-

politik. 

Die VLK informiert aktuell über das kommunalpoli-

tische Geschehen, macht konkrete Aktionsvorschläge 

und stärkt den zahlreichen liberalen Einzelkämpfern 

den Rücken. 

Gerade wenn man keine große Fraktion zur Seite hat, 

braucht man eine Alternative � die VLK!

Nur wer einsteigt kann gewinnen!

Die Jahresmitgliedschaft kostet nur 20 Euro. Gerne 

schicken wir Ihnen weitere Informationen und den 

Aufnahmeantrag.

VLK in Bayern e.V.

Petra Ledig

Rindermarkt 6, 80331 München

Tel.: 089/12 60 09-14, Fax: 089/12 60 09-30

E-Mail: ledig@fdp.de

Geburtstage
Der Vorstand der VLK gratuliert ganz herzlich:

Zum 50. Geburtstag
Alfred Pecha, Traunstein

Zum 60. Geburtstag
Hans Pröpster, Postbauer-Heng

Alexander Pühringer, Schwabach

Alfred Neugebauer, Rentweinsdorf

Zum 65. Geburtstag
Manfred Dauphin, Feucht

Wolfgang Will, Baldham

Zum 70. Geburtstag
Georg Hofmann, Weihmichl

Hermann Rind, Marktsteinach

Wahltermine
7. Juni 2009 Europawahl

27. September 2009 Bundestagswahl


